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Wir sind nicht der AStA! BASTA!

Besonders dankbar sind wir der AStA-tragenden Hochschulgruppe UNItopia, daß sie uns mit einem Antrag im Stupa darauf hinweisen wollte, daß mit unserem bisherigen Namen „BASTA - der regenbogen asta“ eine Verwechslungsmöglich-keit mit dem AStA der Universität Osnabrück bestehe.

Wir sind zwar fest davon überzeugt, daß alleine durch unsere politische Arbeit bereits jede Verwechslung ausgeschlossen ist, UNItopia scheint den Studierenden allerdings nicht zuzutrauen, zwischen AStA und BASTA unterscheiden zu können.

Da wir aber mit dem real existierenden AStA an unserer Uni keinesfalls (auch nicht von UNItopia!) verwechselt werden wollen, haben wir dem Antrag im Stupa zugestimmt und unseren Namen leicht verändert. 

„alternativer studierenden-ausschuß  der liste regenbogen“ sollte jetzt absolut klarstellen:

WIR SIND NICHT DER ASTA, SONDERN DIE ALTERNATIVE HIERZU!
Wir leisten politische Arbeit, die der AStA (RCDS, GAL N.a.d.H., JUSO HSG, UNItopia) vernachlässigt.
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Unsere ersten Aktivitäten als BASTA waren die Beteiligung an der Organisation der Atomwoche vom 01.-07. Juli; wir haben uns mit den aktuellen Aktivitäten der Burschenschaft „Arkadia-Mittweida“ auseinandergesetzt und durch unser Flugi auch die Stadt dazu gebracht, rechtliche Schritte gegen die Burschenschaft zu prüfen. Darüber und über die im letzten Bulletin angekündigte Demo sind in dieser Ausgabe Artikel zu finden. 
Und all dies ohne die finanziellen Möglichkeiten des AStAs, sondern einfach mit Engagement und Interesse.

AKTIV WERDEN – MITMACHEN:
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Wir treffen uns jeden Mittwoch ab 15.00 Uhr im Café Mano Negra, Alte Münze 12
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Wahlveranstaltung des Bund Freier Bürger bei Arkadia Mittweida

Am 25.06.98 fand in Osnabrück eine Wahlveranstaltung des rechts-nationalen Bund Freier Bürger (BFB) unter dem Motto „Zeit für eine glaubwürdige Politik in Deutschland“ statt. Organisiert wurde die Veranstaltung von der Burschenschaft Arkadia-Mittweida, die bereits letztes Jahr wegen rechtsextremer Vorfälle in die Schlagzeilen geraten war. Als Referent war der Generalsekretär des BFB, Dr. Heiner Kappel, eingeladen.

Der BFB trat in Osnabrück erstmals 1996 zur Kommunalwahl in Erscheinung. Die Kandidaten-Basis des BFB bilden die beiden einzigen lokalen schlagenden Studenten-verbindungen Arkadia-Mittweida und Marchia Berlin.

Die Veranstaltung war Teil einer Vortragsreihe, mit der die Arkadia seit einiger Zeit versucht, ihr in der Öffentlichkeit stark angeschlagenes Image aufzubessern. Dabei gibt sie sich einen offiziellen Anstrich, indem sie auf Flugblättern das städtische Logo zum diesjährigen Friedens-jubiläum verwendet. Man bekommt den Eindruck, die Arkadia-Mittweida sei inzwischen wieder hoffähig und gliedere sich sogar in das Programm der Jubiläumsfeier ein. Inhaltlich besteht allerdings keine Korrelation zur Thematik des Westfälischen Friedens. Der Stadtrat ist inzwischen auf die offensichtlich rechtswidrige Verwendung des Logos aufmerksam geworden und prüft derzeit rechtliche Schritte gegen die Burschenschaft.

Die Wahlveranstaltung des BFB paßt in das bisherige Gesamtbild der Arkadia: Heiner Kappel trat im Dezember 1997 mit mehreren national-liberalen Gesinnungsgenos-sen aus der hessischen FDP aus und gründete die „Offensive für Deutschland“, deren Programmatik sich am treffendsten mit den Attributen national und konservativ belegen läßt (Initiative gegen den Euro, Verschärfung des Asylrechts etc.) und die kurze Zeit später im Bund Freier Bürger aufging. Heiner Kappel bezeichnet sich selbst als liberalen Demokraten. Jedoch zeigt bereits eine oberflächliche Analyse des von ihm vertretenen Partei-programms, daß das von ihm vermittelte Bild nicht konsistent ist. So ist im Programm des BFB von der Abschaffung des Rechtsanspruchs auf Asyl oder der moralischen Gesinnung der Wehrmacht als wünschenswertes Vorbild für die Bundeswehr die Rede. Ebenso wird behauptet, daß den Jugendlichen in den Schulen ein „verzerrtes und verkürztes Ge-schichtsbild“ über die Zeit des Nationalsozialismus vermittelt würde. Zur ganzen geschichtlichen Wahrheit gehörten ebenso die diversen heraus-ragenden Leistungen des deutschen Volkes, so der BFB. Der Wahlkampf-auftritt Kappels bei der Arkadia bestätigte den durch das Partei-programm erzeugten Eindruck. In seinem Monolog sprach Kappel unter anderem von einer „notwendigen Korrektur unseres verzerrten Geschichtsbildes über die deutsche Vergangenheit“. Korrektur war dabei im Sinne von Vergleich mit den Verbrechen kommunistischer Regimes -insbesondere der SED -  zu verstehen.

Der Wahlkampfauftritt Kappels bei Arkadia-Mittweida gibt einen Anhaltspunkt dafür, wie es um die politische Gesinnung der Burschen-schaft bestellt ist. Ferner zeigt es, wie wichtig die kritische Auseinander-setzung mit dem Phänomen der Burschenschaften im allgemeinen ist. Dies, zumal sich der AStA während der letzten 2 Jahre fast vollständig jeglicher Kommentare zu den Osnabrücker Studentenverbindungen enthalten hat. Die Auseinandersetzung mit rechtsextremen oder faschis-tischen Gruppierungen, zu denen auch Burschenschaften gezählt werden müssen, sollte wieder selbstverständ-licher Bestandteil der AStA-Arbeit sein. Wünschenswert wäre ebenfalls eine Stellungnahme der Stadt Osnabrück zum Thema Burschenschaften anläßlich der Wahlveranstaltung des BFB, bei der das städtische Friedenslogo verwendet wurde. 


         Carsten
Das liebe Geld

oder: Die wirren Argumentationsstränge hochschulpolitischer Zeitgenossen

Das Studierendenparlament hat auf seiner Sitzung am 01.07.98 den Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 1998 beschlossen. Die Diskussion über die Verteilung der studentischen Gelder hat nur knapp eine Dreiviertelstunde gedauert, obwohl es da einige strittige Punkte gab. Denn zum Glück war Torsten Knape da, „unser Mann“ vom RCDS (Fraktionsvorsitzender! - welche andere Hochschulgruppe hat das schon?). Auch wenn sich „seine Männer“ vom RCDS manchmal nicht ganz sicher sind, wie sie abstimmen sollen - kaum hebt er den Arm, dann weiß auch der Rest, wo´s langgeht (wenn auch die Stimmabgabe zum Teil noch etwas zögerlich erfolgt, tsts). Manche reden von Fraktionszwang, doch dieses Wort ist viel zu negativ besetzt und daher völlig unpassend! Torsten weiß einfach, was gut für uns Studierende ist. Aus dem Grund wollte er auch ganz richtig die wahrscheinlich zähe Debatte über den Nachtragshaushalt im Keim ersticken - und hat auch eine Mehrheit dafür gefunden (wen sonst als UNItopia, Jusos, RCDS und GAL?). Jetzt ist zwar kein Geld mehr für neue Initiativen übrig, aber wenigstens wurden anschließend zwei neue Initiativenanträge vom Stupa als förderungswürdig befunden. Das ist doch schon was. Wie gesagt, der Torsten, der weiß einfach ... . 

Außerdem hat der Finanzreferent verkündet, daß die meisten Initiativen antifaschistischer Natur sind und aus dem Grund ruhig etwas von ihrem Geld abgeben könnten, denn ihre Arbeit werde ja nun vom AStA erledigt (er meint den Juso-Co-Referenten des AStA-Referats „Internationale Beziehungen“). Das ist also die Intention dieser (vor-) schnellen Entscheidung. Man schafft sich einen Sachzwang (kein Geld für Inis, Haushaltsrücklage ausgeschöpft, etc.), um bei der nächsten Haushaltsfestsetzung einigen unangenehmen Initiativen - in diesem Fall den antifaschistischen - den berühmten Geldhahn abzudrehen. Hat der Finanzreferent nun etwas gegen antifaschistische Arbeit, oder glaubt er wirklich, daß die umfangreiche Arbeit der Initiativen durch diesen AStA geleistet werden könnte - gerade in Anbetracht der Tatsache, daß sich GAL und UNItopia (ganz zu schweigen vom in den AStA „hineingerutschten“ RCDS!) bei den Koalitionsverhandlungen energisch gegen ein Antifa-Referat gewehrt haben, erscheint es höchst zweifelhaft, daß Antifa-Arbeit in diesem AStA einen ausreichenden Stellenwert bekommt. In den Gesprächen nach der Wahl hieß es von UNItopia, ein Antifa-Referat könnten sie doch niemals ihrer Wählerschaft verkaufen, außerdem gäbe es genug antifaschistische Initiativen. Aha, und jetzt drehen sie das Argument also um - wie sie es gerade brauchen. Sehr interessant.

Darüberhinaus wurden die Mittel für das Frauenarchiv von DM 7.000,- (1997) auf DM 2.000,- (1998) gekürzt. 

Alles klar!

Mark,  HONK - Die Fachschaftenliste

Cognitive Science: Studium auf Raten?

Zum Wintersemester nimmt der neue Studiengang Cognitive Science die ersten Studierenden auf. Neben der Einführung von Bachelor- und Mastergrad, englischsprachigen Veranstaltungen und der Einführung des ECTS, die allesamt die Internationalität des Studienganges gewährleisten sollen, bietet er ein weiteres Novum: die Immatrikulation auf Probe.

Bevor noch das endgültige Plazet aus Hannover zur Einrichtung des neuen Studienganges kam, tauchte eine Aufnahmeordnung auf, die ohne Beteiligung der zuständigen Gremien im Fachbereich Sprach- und Literaturwissenschaft direkt vom Senat beschlossen worden ist. Inhalt dieser Ordnung ist vor allem die Befristung der Immatrikulation auf zwei Semester. Die Rückmeldung nach dem zweiten Semester soll nur für diejenigen Studierenden möglich sein, die die ECTS-Kreditpunkte für alle obligatorischen Veranstaltungen des ersten und zwei obligatorische Veranstaltungen des zweiten Semesters vorweisen können. Dies entspricht insgesamt voraussichtlich mindestens sechs Leistungsnachweisen. Denjenigen, die nicht alle diese Nachweise vorlegen können, soll eine Rückmeldung "unter Auflagen" möglich sein.

Der Sinn eines solchen Verfahrens bleibt zunächst unklar. Der Studiengang Cognitive Science ist in höchstem Maße interdisziplinär – das Studium umfaßt Gebiete so verschiedener Fächer wie Biologie, Linguistik, Mathematik, Künstliche Intelligenz, Philosophie, Psychologie und Informatik. Da ist es unwahrscheinlich, daß man die für das Studium "geeigneten" StudentInnen schon nach zwei Semestern erkennen kann, zumal auch international nur wenig Erfahrung mit einem grundständigen Studiengang Cognitive Science vorliegt.

Für die Studierenden ergeben sich durch diese Regelung nur Nachteile: Von der sozialen Situation wird vollkommen abstrahiert; würde der Anteil der StudentInnen berücksichtigt werden, der durch Arbeit, Kindererziehung, Behinderung etc. nicht in der Lage ist, ein "Vollzeitstudium" zu absolvieren, wäre der Regelfall dieser Bestimmung sicherlich die Ausnahme. Nicht in Betracht gezogen wurde außerdem die besondere Situation der ausländischen Studierenden – Cognitive Science als "auslandsorientierter Studiengang" strebt einen AusländerInnenanteil von 50% an –, die sich vor Ort erst akklimatisieren müssen und gleich im ersten Semester damit konfrontiert werden, Pflichtscheine in Veranstaltungen erwerben zu müssen, die in einer kaum beherrschten Fremdsprache abgehalten werden. Auch unter organisatorischen Gesichtspunkten erscheint die Regelung fraglich, denn für viele Studierende bringt sie eine erhebliche Unsicherheit mit sich – wer sich im Juli zurückgemeldet hat, fällt eine Woche später vielleicht durch die Klausur oder kommt mit seiner Hausarbeit nicht durch und ist im Oktober bereits exmatrikuliert.

Unzweifelhaft sehen wir hier ein Experiment mit "Vorbildcharakter" auch für andere Studiengänge vor uns. Die Auslese von Studierenden nach "Leistungs-" und sozialen Kriterien nach dem zweiten Semester läßt sich hochschulpolitisch leichter verkaufen als etwa eine Zwangsexmatrikulation oder eine Aufnahmeprüfung. Zudem erinnert sie an eine jahrgangsweise Versetzung, wie sie etwa in der Schule oder auch in manchen ausländischen Hochschulsystemen praktiziert wird. 

Ob der Studiengang Cognitive Science sich mit dieser Regelung einen Gefallen getan hat, bleibt abzuwarten. Wir möchten jedoch jetzt schon eine breite Diskussion in studentischen Gremien anregen, vor allem den Fachschaften und der FKK, um möglichst zu verhindern, daß die freie Wahl des Studienganges durch solcherlei Hintertüren weiter eingeschränkt wird.

Henrik, Die Verlorenen Kinder

Die seltsamen Machenschaften des RCDS - Teil I

Hoch lebe der RCDS! Dank der mutigen Tat einer verschworenen Gemeinschaft aus Angehörigen dieser Hochschulgruppe haben vor der Wahl Ende April alle (über 2000) ErstwählerInnen ein interessantes Schreiben aus dem AStA bekommen - denn zu dem Zeitpunkt waren glücklicherweise zwei der Initiatoren AStA-Referenten.

In diesem Schreiben wurde die falsche Behauptung aufgestellt, daß den studentischen Vertretern gemäß §44 III Niedersächsisches Hochschulgesetz ein „hochschulpolitisches Mandat“ zustehe, was einige Hochschulgruppen im Sinne eines allgemeinpolitischen Mandats mißverstanden und umgedeutet hätten. Hat der RCDS es jetzt schon nötig, auf diese Weise Unwahrheiten zu verbreiten und gleichzeitig mit dem Brief noch Wahlpropaganda zu betreiben? Im Namen und auf Kosten des AStA, obwohl die übrigen ReferentInnen überhaupt nicht informiert waren? Anscheinend ja.

Doch es kommt noch besser. Die angesprochene „verschworene Gemeinschaft“ hat die den beiden Initiatoren anvertrauten Adressen aller Erst- und Zweitsemester in einen Computer eingegeben, um den Datensatz dann per Diskette einer  Druckerei zu überlassen. Diese hat den Rundbrief dann mit jeweils persönlicher Anschrift angefertigt! Ganz schön dreist. Adressenlisten werden sicher nicht umsonst nur als Ausdruck bzw. als Aufkleber zu treuen Händen gegeben. Die beauftragte Firma hat sich natürlich dazu verpflichtet, die Daten nur für diesen einen Auftrag zu verwenden. Doch was ist mit der Diskette oder der Computerdatei mit den persönlichen Daten? Konnte man die Listen einsehen, während sie in den Computer eingegeben wurden - wie vor zwei Jahren, als schon einmal Adreßkarten von Studierenden im AStA-Gebäude herumflogen? Das Abtippen hat bei über 2.000 Adressen sicher einige Zeit in Anspruch genommen. Gibt es eine Computerdatei, mit der weiterhin gearbeitet werden kann? Wir möchten dem RCDS nichts unterstellen, doch es bestehen doch Fragen über Fragen. Denn ein schlampiger Umgang mit Datenschutzbestimmungen ist alles andere als eine Lappalie, und es ist nicht das erste Mal, daß dies dem RCDS „passiert“.

Die ganze Aktion hat den AStA rund 2.300,- DM  (Druck- und Portokosten) gekostet - und das bei einem ohnehin äußerst knappen studentischen Haushalt! Wenn Angehörige des RCDS schon studentische Gelder für eigene Zwecke mißbrauchen - müssen sie diese dann gleich zum Fenster hinauswerfen?! Wäre es das eigene Geld gewesen, hätte man sicher etwas überlegter gehandelt. Oder etwa doch nicht? Über die Geldquellen des RCDS ist ja so manches Gerücht im Umlauf ... Da könnte leicht in Vergessenheit geraten, wie man sorgsam mit seinen Finanzen umgeht.

Generell halten wir es für sinnvoll, die Studis daran zu erinnern, daß es wichtig ist zu wählen. Doch das kann man sicherlich auch auf andere Art und Weise tun - z.B. durch Aushänge, Flugis etc.. Wenn es denn unbedingt ein ErstwählerInnenrundbrief sein muß, dann braucht nicht jedes Exemplar einen persönlichen Briefkopf, und schon gar nicht einen mit der jeweiligen Adresse bedruckten Umschlag. Die praktischen Adressaufkleber, die man bei der Uni zu diesem Zweck bekommt, leisten da ganz hervorragende Dienste.

Das Stupa hat die Initiatoren dieser „Briefgeschichte“ dazu aufgefordert, ihre o.a. falschen Behauptungen (vor allem bezüglich der Verleugnung des allgemeinpolitischen Mandats) auf einem Flugblatt und in der nächsten AStA-Zeitung richtigzustellen. Darauf sind wir sehr gespannt - genauso wie auf die nächste gute Idee des RCDS ...

Mark,  HONK - Die Fachschaftenliste
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„Atomwoche“

Täglich gefährdet die Atommafia unsere Leben, unsere Gesundheit und unsere Umwelt. Täglich werden neue Skandale bekannt, der atomare Wahnsinn geht weiter. Während der von uns mitveranstalteten Atomwoche vom 01. bis zum 07. Juli waren folgende Pressemeldungen zu lesen:

Mittwoch, 01. Juli ’98:

In Biblis wird ein radioaktiv verseuchter Transportbehälter für abgebrannte Brennelemente entdeckt. Punktuell straht der aus Frankreich kommende Shuttle-Behälter mit 30.000 Becquerel pro Quadratzentimeter (erlaubt sind
4 Becquerel pro Quadratzentimeter). Der Behälter steht sein Anfang Mai auf dem Kraftwerksgelände Biblis.

Donnerstag, 02. Juli ’98:

Im AKW Unterweser ereignete sich zum zweiten Mal innerhalb von vier Wochen eine Panne. Bei einer Überprüfung verklemmte sich eines der Brennelemente. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) erstattet Strafanzeige gegen Unbekannt wegen der Vorfälle bei den Atomtransporten.

Freitag, 03. Juli ’98:

Das AKW Brunsbüttel darf nach Umbauarbeiten im Bereich der Speisewasserleitungen wieder ans Netz gehen. Vor dem Hintergrund des Skandals um radioaktiv verseuchte Transportbehälter gab es zusätzliche Auflagen.

Samstag, 04. Juli ’98:

Bei der Überprüfung von Atommülltransporten sind erhöhte Strahlenwerte an einem Behälter mit schwach- und mittelradioaktiven Abfällen festgestellt worden. Der Behälter war für das Endlager Morsleben bestimmt. Es handelt sich um den Transport eines Betonbehälters aus dem AKW Würgassen vom 27. Januar diesen Jahres.

Sonntag, 05. Juli ’98:

In der Slowakei geht der erste Reaktor des umstrittenen AKW Mochovce ans Netz. Österreich hat seit langem Sicherheitsbedenken gegen das zunächst nach sowjetischen Plänen gebaute und dann an internationale Standarts angepaßte Werk.

Montag, 06. Juli ’98:

Frankreich nimmt Bahntransporte von Atommüll wieder auf. Das Problem der verstrahlen Castoren ist natürlich nicht gelöst worden.


Die Hamburger Umweltbehörde bestätigt Angaben von Greenpeace über erhöhte Radioaktivität in der Umgebung der britischen WAA Sellafield. Die Belastung der Wasser- und Bodenproben liege ein Mehrfaches über den Grenzwerten, bei den Proben handelt es sich damit um Atommüll. In der Anlage wurde auch deutscher Atommüll "aufbereitet".

Dienstag, 07. Juli ’98:

Der kontaminierte Atommüllbehälter, bei dem im Atomlager Morsleben eine Grenzwertüberschreitung festgestellt wurde, war 13 Jahre lang in Gorleben zwischengelagert worden, ohne daß die Verseuchung entdeckt wurde.

Und direkt danach:

Mittwoch, 08. Juli ’98:

Beim Verladen eines Atommüllcontainers hat sich auf dem Bahnhof Magdeburg-Rothensee ein Unfall ereignet. Ein Kran riß die Schweißnaht des mit Mischabfall aus dem AKW Rheinsberg beladenen Containers auf. Der Container war für das Endlager Morsleben bestimmt.

Was passiert wohl morgen?

Frank, Grüne Hochschulgruppe
"Fahrradfreie Zone in der Umwelt-Universität"

Sind Euch schon die gleichlautenden Plakate an einigen Aushangbrettern aufgefallen?

Offensichtlich handelt es sich hierbei um eine Reaktion auf den Brief (siehe rechts) des Kanzlers der Uni, welcher alle MitarbeiterInnen auffordert, ihre Fahrräder nicht mit in die Gebäude zu nehmen, um sie vor Diebstahl oder Wettereinflüssen zu schützen. 

Bevor mensch aber das Abstellen von Fahrrädern in den Gebäuden untersagt, sollten zunächst andere annehmbare Abstellmöglichkeiten geschaffen werden. Gerade diese sind allerdings nirgends vorhanden: 
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Überdachte Abstellmöglichkeiten gibt es z.B. nur am Westerberg und am EW-Gebäude. Noch wichtiger ist aber die Aufstellung von Fahrradständern, an denen sich die Räder sicher und gut zugänglich anschließen lassen. Diese Möglichkeit hat mensch wieder nur am EW-Gebäude, wobei allerdings gerade letztere Fahrradständer nicht überdacht sind. (Am EW-Gebäude hat mensch also die tolle Auswahl dazwischen, sich das trockene Fahrrad klauen zu lassen, oder mit dem nassen, rostigen Fahrrad nach Hause zu fahren ... ) 

Aber nicht nur die Qualität der Fahrradständer läßt zu wünschen übrig, es gibt oft auch viel zu wenig davon: Am Schloß sind beispielsweise gar keine Ständer vorhanden, am Kreishaus ist der vorhandene Platz immer überfüllt, die Schloßmensa bietet schließlich die wenig lustige Anzahl von ganzen 12 (!) Fahrradständern! 

Höhere Priorität als die Verbesserung der Fahrrad-Situation haben beim Kanzler sowieso andere Dinge: So wäre ihm, falls z.B. durch Park-raumbewirtschaftung Geld anfallen würde, die Schaffung von überwachten Parkplätzen für Autos (!) ein wichtiges Anliegen. 

Zuletzt empfehlen wir allen MitarbeiterInnen der Uni unbedingt, die Fahrräder auch innerhalb der Gebäude anzuschließen, denn uns wurde berichtet, der Kanzler befördere gar persönlich Fahrräder nach draußen.

Eure Grüne Hochschulgruppe
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Kurz notiert: Diplom-Sozialwissenschaften


Mitte letzter Woche erhielt die Uni die Nachricht aus Hannover, daß der neu konzipierte Master-/Diplomstudiengang Social science/Sozialwissenschaften doch noch nicht zum Wintersemester 1998/99 anlaufen könnte. Aufgrund von noch bestehenden Unstimmigkeiten könnte dies erst im Winter nächsten Jahres der Fall sein. Dabei gab ein Sachbearbeiter des Ministeriums dem Fachbereich Sozialwissenschaften schon Mitte des Sommersemesters zu verstehen, daß der Einführung zum kommenden Wintersemester nichts mehr im Wege stehen würde.


Hat sich der Fachbereich etwa monatelang vergebens bemüht, alle erdenklichen Auflagen zu erfüllen und möglichst das gesamte Modernisierungspotential auszuschöpfen, das zur Zeit hochschulpolitisch zur Diskussion steht? Mit dem Argument, daß der Studiengang sonst nicht wieder eingeführt würde, „glänzt“ der neue Diplomstudiengang z.B. mit einem Kreditpunktesystem und einem BA- bzw. MA-Abschluß nach angelsächsischem Vorbild. Das Problem bei der notwendigen Reform ist jedoch, daß zum einen diese neuen Bestandteile etwas unreflektiert in die Neukonzeption aufgenommen wurden, frei nach dem Motto: „Alles, was dem modernen Zeitgeist entspricht, ist gut.“. Zum anderen spielte dabei noch ein weiteres Argument eine wichtige Rolle: der Zeitdruck. Immer wieder mußten Entscheidungen äußerst schnell getroffen werden (manchmal auch im Alleingang des Dekans!) - und immer wieder verzögerten und verkomplizierten das Ministerium oder die Universitätsleitung bzw. -verwaltung die ganze Angelegenheit, wodurch sich der Druck auf den Fachbereich enorm verstärkte. Mit dem Ergebnis, daß der im letzten Winter „vorübergehend eingestellte“ Diplomstudiengang nun auch in diesem Winter nicht wieder eingeführt wird.





Wer nähere Informationen zu diesem Thema erfahren möchte, der kann zu der


Vollversammlung im Fachbereich SOWI kommen.


Diese findet am Mittwoch, den 15. Juli, um 14.30 Uhr in Raum E51 im SOWI-Gebäude


(Seminarstraße 33) statt.





Demo-Review


Am Samstag, dem 11.7., demonstrierten ca. 200 Menschen unter dem Motto „Gegen die Abschiebung von Flüchtlingen – gegen Ausgrenzung und Sicherheitsstaat“ in Osnabrück. Die Demonstration, die vor allem von Antifa-Gruppen und von Flüchtlingen organisiert worden war, begann am Hauptbahnhof und führte durch die Stadt bis zur Dominikanerkirche. Auf mehreren Zwischenkundgebungen wurden Redebeiträge zur Situation von Flüchtlingen in der BRD, zur „inneren Sicherheit“ und zur EXPO gehalten.


Die Demonstration richtete sich auch gegen die scheinheilige Politik der Stadt Osnabrück im Friedensjahr 1998. Zwar wird bei allen möglichen Anlässen von Frieden geredet, praktische Konsequenzen werden daraus aber nicht gezogen. Im Gegenteil, die jetzt schon massive Präsenz der Polizei in der Innenstadt soll noch weiter erhöht werden. Etlichen in Osnabrück lebenden Flüchtlingen droht weiterhin die gewaltsame Abschiebung.


Dementsprechend war auch der Polizeieinsatz am Samstag. Schon am Bahnhof war ein großes Polizeiaufgebot, insgesamt dürfte die Anzahl der aufgebotenen PolizistInnen die der DemonstrantInnen fast erreicht haben. Mehrere Beamte in Zivil liefen in der Demo mit. Offenbar scheint es der Staat als Bedrohung anzusehen, wenn sich Menschen für die Rechte der Flüchtlinge einsetzen und den überall propagierten Sicherheitswahn kritisieren.


Bleiberecht für alle Flüchtlinge! Kein Mensch ist illegal!


Unterstützt Flüchtlinge gegen bürokratische Willkür und rassistische Angriffe!


Gegen rassistische Mobilisierung!


Gegen Privatisierung und Sicherheitswahn!


Die kleinen Strolche





Termine


BASTA


Treffen jeden Mittwoch um 15.00  Uhr im Café Mano Negra





AK politische Zusammenhänge


Treffen Montags um 19.00 Uhr im Café Mano Negra


Infoladen


Öffnungszeiten Dienstags & Freitags 18.00-20.00 Uhr, Alte Münze 12


Initiative für gewaltfreie Energien


Treffen Dienstags um 20.00 Uhr, Alte Münze 12 (Gefali-Raum, 2. Stock)


Bündnis für ein Osnabrück ohne Atomenergie


Treffen Freitags vor dem 3. Sonntag im Monat um 20.00 Uhr in der Lagerhalle (siehe Programm)


 


Antifa-Archiv


Öffnungszeiten Freitags ab 19.00 oder nach Vereinbarung, Bohmter Straße 6 








Impressum: 


Das BASTA-Bulletin wird herausgegeben von 


BASTA, dem Alternativen Studierendenausschuß der Liste Regenbogen, Alte Münze 12, 49074 Osnabrück








[image: image9.png]0597

S VINMEVERNOLIAL

(U JOSNABRUCK

Der Prasident

Universitat Osnobrick - D-49069 Osnabrick

An a“? . . . Neuer Graben/SchloB3
Organisationseinheiten D-49069 Osnabrick .
. ' Telefon {05 41) 9 69-0
- im Hause - - Telefax (05 41) 9694666
" Beorbeitet von
thr Zeichen, lhre Maochricht vom " Mein Zeichen Durchwahi {0541) 949- Datum

P/K/6.5 4181 11.06.1998

Abstellen von Fahrriidern in Universitiitsgebiiuden

Sehr geehrte Mitarbeiter/innen,

in letzter Zeit hiiufen sich die Fille, da Bedienstete ihre Fahrrider in Universititsgebiuden, in
Eingangshallen, Fluren, Kellergingen und sogar in Dienstzimmern abstellen.

Auch wenn Verstindnis fiir diese vorsorglichen Schutzmafinahmen gegen Witterungseinfliisse und
Diebstahl aufgebracht wird, so darf der Aspekt der Verkehrssicherheit nicht aufler acht gelassen
werden. Die Gefahr, dafl im Katastrophenfall Rettungswege durch umgestiirzte Fahrrider blockiert
werden, ist erfahrungsgemif sehr groB. Die Universitidt Osnabriick ist verpflichtet, solche Ge-
fahrenquellen auszuschliefen. Hinzu kommt, daB durch die Mitnahme der Fahrrider j in die Gebiude
Verschmutzungen und Beschidigungen an Tiiren und Winden entstehen.

Deshalb wurden die Hausmeister angewiesen, grundsitzlich alle Fahrrider, die in Universitits-
gebiuden abgestellt werden, zu entfernen und auBerhalb der Gebiude abzustellen.

~ Bitte haben Sie Verstiindnis fiir diese angeordnete MaBnahme und stellen Sie in Zukunft Ihre

Fahrriider nicht in Universititsgebiuden ab.

Mit {reundlichen Griiflen
In Vertretung

Cﬁc&b

Chr. Ehrenberg
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